Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 5. Oktober 1966 

II/l — 68070 — 5983/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats zur Festsetzung der gemein- 
samen Schwellenpreise für Reis in den Mitgliedstaaten 
ohne eigene Erzeugung für die Zeit vom 1. Dezember 1966 
bis 31. August 1967. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 29. September 1966 dem Herrn 
Präsidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Die vorgesehene Regelung soll bereits am 1. Dezember 1966 in 
Kraft treten, so daß mit einer alsbaldigen Verabschiedung des 
Verordnungs Vorschlages durch den Rat gerechnet werden kann. 
Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Bucbdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für die Verordnung des Rats 
zur Festsetzung der gemeinsamen Schwellenpreise für Reis in 
den Mitgliedstaaten ohne eigene Erzeugung für die Zeit vom 
1. Dezember 1966 bis 31. August 1967 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 16/64/EWG des 
Rats vom 5. Februar 1964 über die schrittweise 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Reis ^), insbesondere auf die Artikel 20 und 22, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe b) der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG ist vorgesehen, daß der Rat 
für jedes Wirtschaftsjahr die gemeinsamen Schwel- 
lenpreisc für Reis in den Mitgliedstaaten ohne 
eigene Erzeugung festsetzt; im Sinne dieses Artikels 
werden die Unterschiede zwischen den Schwellen- 
preisen der Erzeugermitgliedstaaten und der Mit- 
gliedstaaten ohne eigene Erzeugung schrittweise so 
verringert, daß am Endo der Übergangszeit ein 
einheitlicher Schwellenpreis erreicht wird. 

Es ist vereinbart worden, diesen einheitlichen 
Preis zu Beginn des Wirtschaftsjahres 1967/68 zu | 
erreichen. ; 

Für das Wirtschaftsjahr 1966/67 hat der Rat zur | 
Durchführung einer schrittweisen Erhöhung des | 
Schweilenpreises in den Mitgliedstaaten ohne eigene | 
Erzeugung diesen Preis nur für die ersten drei | 
Monate festgesetzt und beschlossen, vor dem j 

b Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 | 

vom 27. Februar 1964, S. 574/64 


1. November 1966 den oder die Schwellenpreise zu 
bestimmen, die es ermöglichen, den einheitlichen 
Schwellenpreis zu erreichen. 

Ein zu plötzlicher Anstieg des Schwellenpreises 
beim Übergang zum kommenden Wirtschaftsjahr 
könnte in den Mitgliedstaaten ohne eigene Erzeu- 
gung zur Bildung übermäßig großer Lagerbestände 
von Reis aus dritten Ländern führen und auf dem 
Markt der Gemeinschaft Störungen hervorrufen. Aus 
diesem Grund empfiehlt es sich, den Schwellenpreis 
dieser Staaten während der Zeit vom 1. Dezember 
1966 bis 31. August 1967 schrittweise zu erhöhen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Einziger Artikel 

Der gemeinsame Schwellenpreis für geschälten 
Reis wird für die Mitgliedstaaten ohne eigene Er- 
zeugung auf folgenden Betrag je 100 Kilogramm 
festgesetzt: 

— 15,20 RE für den Monat Dezember 1966, 

— 16,20 RE für die Monate Januar, Februar, März 
und April 1967, 

— 17,20 RE für die Monate Mai, Juni, Juli und 
August 1967. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Grund des Vorschlags 

Artikel 20 Abs. 1 der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
bestimmt in erster Linie, daß 

„die Unterschiede zwischen den . . . Schwellen- 
preisen . . . schrittweise so zu verringern (sind), 
daß am Ende der Übergangszeit ein einheitlicher 
Schwellenpreis . . . erreicht wird . . 

Ferner setzte der Rat den 1. September 1967 als 
Termin für die Anwendung dieses einheitlichen 
Schwellenpreises fest. 

Aus diesen beiden Gründen hat die Kommission 
nach demselben Grundsatz wie im vorangegangenen 
Wirtschaftsjahr im April 1966 dem Rat vorgeschla- 
gen, den Schwellenpreis der Mitgliedstaaten ohne 
eigene Erzeugung für das Wirtschaftsjahr 1966/1967 
(vom 1. September 1966 — 31. August 1967) um 
die Hälfte des Unterschieds zwischen dem Preis des 
Wirtschaftsjahres 1965/1966 und dem für den 1. Sep- 
tember 1967 vorgesehenen einheitlichen Schwellen- 
preis zu erhöhen. 

Mit der Annahme der Verordnung Nr. 115/66/EWG 
vom 28. Juli 1966 wich der Rat jedoch von dem 
Grundsatz der Festsetzung des Schwellenpreises für 
das gesamte Wirtschaftsjahr ab und legte „zur 
Durchführung einer schrittweisen Erhöhung des 
Schwellenpreises für geschälten Reis in den Mit- 
gliedstaaten ohne eigene Erzeugung" nur für die 
ersten drei Monate — vom 1. September bis 30. No- 
vember 1966 — einen in geringerem Maße erhöhten 
Schwellenpreis fest. 


Mitgliedstaat 

1964/65 

1965/66 

1966/67 

Frankreich 

19,64 

19,13 

18,71 

Italien 

17,73 

17,73 

17,88 

Mitgliedstaaten ohne 
eigene Erzeugung 

14,20 

14,20 

15,20 


Am 24. Juli 1966 setzte der Rat den einheitlichen 
Schwellenpreis für den 1. September 1967 auf 17,78 
RE für losen Reis fest. Das entspricht in Anbetracht 
des durchschnittlichen Wertes der Säcke (0,50 RE) 
einem Preis von 18,28 RE je 100 kg geschälter abge- 
füllter Reis. 

III. Vorschlag 

Die Mitgliedstaaten ohne eigene Erzeugung müs- 
sen somit in der Zeit vom 1. Dezember 1966 bis 
31. August 1967 noch eine Erhöhung von 

18,28 — 15,20 = 3,08 RE 

hinnehmen. 

Es wird vorgeschlagen, den vom Rat mit der Fest- 
setzung eines um 1 RE je 100 kg erhöhten Preises 
für 3 Monate „zur Durchführung einer schrittweisen 
Erhöhung" eingeschlagenen Weg fortzusetzen. 

Mit einer Erhöhung um 1 RE nach jeweils 4 Mona- 
ten wäre nach Ablauf der 12 Monate des Wirt- 
schaftsjahres 1966/67 der Unterschied zwischen dem 
Preis des Wirtschaftsjahres 1965/66 (14,20 RE) und 
dom auf 18,28 RE festgesetzten Preis überbrückt: 


Wirtschaftsjahr 1965/66 14,20 


Ferner wurde folgendes beschlossen: „Für die Zeit 
vom 1. Dezember 1966 bis zum 31. August 1967 
bestimmt der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach dem in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages vor- 
gesehenen Abstimmungsverfahren vor dem 1. No- 
vember 1966 den oder die Schwellenpreise für ge- 
schälten Reis in den Mitgliedstaaten ohne eigene 
Erzeugung, die es ermöglichen, den ab 1. Septem- 
ber 1967 geltenden gemeinsamen Schwellenpreis zu 
erreichen." 


11. Festgesetzte Preise 

Die Schwellenpreise für Reis waren durch die fran- 
zösische und die italienische Regierung für die Er- 
zeugerstaaten und durch den Rat für die Mitglied- 
staaten ohne eigene Erzeugung zu Beginn der Wirt- 
schaftsjahre 1964/1965, 1965/1966 und 1966/1967 je- 
weils wie folgt festgesetzt worden (in RE je 100 kg 
geschälter abgefüllter Reis): 


Wirtschaftsjahr 1966/67 


a) September bis Dezember 

1966 15,20 

b) Januar bis April 1967 16,20 

c) Mai bis August 1967 17,20 


September 1967 18,28 (bzw. 17,78 in 

loser Schüttung) 

Eine solche schrittweise Erhöhung bietet darüber 
hinaus den Vorteil, daß sie während dieses Wirt- 
schaftsjahres bis zu einem gewissen Grade die Bil- 
dung übermäßig großer Lagerbestände von aus drit- 
ten Ländern in die Mitgliedstaaten ohne eigene Er- 
zeugung eingeführten Reis verhindert. 


Aus diesen Gründen wird vorgeschlagen, für die 
Zeit vom 1. Dezember 1966 bis 31. August 1967 
eine Reihenfolge von drei Preisen festzulegen, um 
die oben erwähnte schrittweise Erhöhung zu ge- 
währleisten. 
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